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Aufgnind 

- der 55 19 und 41 des Gesetzes zur Ordnung des 
Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) 
vom 19. August 2002 (BGB1. I S. 3245) 

- der§§ 14, 15,116,117, 136,138,141, 150, 161 und 
167 Abs. 2 des Wassergesetzes für das Land Nord- 
rhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG) vom 
25. Juni 1995 (SGV. NRW 77) in der Fassung der 
Änderung vom 3. 5. 2005 

- der Nr. 20.1.6 der Verordnung zur Regelung von Zu- 
ständigkeiten auf dem Gebiet des technischen Um- 
weltschutzes (ZustVOtU) vom 14. Juni 1994 (SGV. 
NRW 282) 

- der 12,25,27,28,29,30, 33 und 34 des Gesetzes 
über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden 
(Ordnungsbehördengesetz - OBG) vom 13. Mai 1980 
(SGV. NRW 2060) 

wird verordnet: 
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Präambel 

Der umfassende Schutz der Gewässer zum Zwecke der 
Trinkwassergewinnung zum Wohle der Bevölkerung im 
Einzugsgebiet der Trinkwassergewinnung Fröndenberg 
macht es notwendig, dieses Wasserschutzgebiet aus- 
zuweisen. 

Der Vollzug dieser Verordnung wird von den zustän- 
digen ~asserbehörden durchgeführt. Die Regelungen 
dieser Verordnung wurden vor dem Hintergrund festge- 
setzt, dass über weitere Tatbestände spezialgesetzlich 
nach dem Wasserhaushaltsgesetz bzw. Landeswasser- 
gesetz NRW sowie den dazugehörenden Verordnungen 
zu entscheiden ist. Derartige Regelungen (insbeson- 
dere Abwasseranlagen, -einleitungen, Wärmepumpen, 
Rohrleihingen gem. 5 19 a WHG etc.) sind in dieser 
Verordnung nicht aufgenommen, da der Gewässer- 
schutz durch die Wasserbehörden im Rahmen ihrer 
Entscheidungskompetenz gesichert ist. 

Bei allen Entscheidungen ist dem Schutzzweck dieser 
Verordnung Rechnung zu tragen; auch bei konkur- 
rierenden Nutzungsansprüchen ist der Trinkwasser- 
Versorgung aufgrund ihres entscheidenden Gewichts 
grundsätzlich Vorrang einzuräumen. 

(1) Im Interesse der öffentlichen Wasserversorgung 
wird zum Schutze der Gewässer irn Einzugsgebiet 
der Wassergewinnungsanlage Fröndenberg ein 
Wasserschutzgebiet festgesetzt. 
Begünstigte im Sinne von 5 15 Abs. 1 LWG ist die 
Stadtwerke Fröndenberg GmbH. 

(2) Das Wasserschutzgebiet gliedert sich in die weitere 
Schutzzone (Zone III), die engere Schutzzone (Zone 
11) und in den Fassungsbereich (Zone I). 

(3) Es erstreckt sich auf 
den Kreis Unna, Stadt Fröndenberg, 
Gemarkung Frohnhausen, Flure 1, 2 und 3 (jeweils 
teilweise), 
Gemarkung Warmen, Flur 6 (teilweise), 
Gemarkung Stentrop, Flure 1 und 2 (jeweils teilweise), 
Gemarkung Neimen, Flur 1 (teilweise) und Flure 2 
und 3 (jeweils ganz), 
Gemarkung Fröndenberg, Flure 1, 5, 22 und 23 
(jeweils teilweise), Flure 3 und 4 (jeweils ganz) und 
Flure 6 - 2 1 (jeweils ganz). 

(4) Über das Wasserschutzgebiet mit seinen Schutzzo- 
nen gibt die als Anlage zu dieser Verordnung ange- 
fügte obersiFhtrkartt im bh&tat ' 25 OOQ einen 
Überblick. 

Im Einzelnen ergibt sich die genaue Abgren- 
zung des Wasserschutzgebietes und seiner 
Schutzzonen aus der Schutzgebietskarte im 
M&stab 1 : 5000, in der die Zone 111 gelb, die 
Zone I1 grün und die Zone I rot angelegt ist. 
Übersichtskarte und Schutzgebietskarte sowie die 
Anlagen A (Begriffsbestimmungen) und B (geneh- 
migungspflichtige und verbotene Handlungen und 
Maßnahmen) sind Bestandteil dieser Verordnung. 
Die Verordnung liegt vom Tag des In-Kraft-Tretens 
an  zu jederrnanns Einsicht während der Dienst- 
stunden bei folgenden Behörden aus: 

1. Bezirksregierung Arnsberg 
- Obere Wasserbehörde - 
5982 1 Arnsberg 

2. Landrat des Kreises Unna 
- Untere Wasserbehörde - 
59425 Unna 

3. Bürgermeister 
der Stadt Fröndenberg 
58730 Fröndenberg 

g 2 
Schute in den Zonen III - I 

(1) Das Wasserschutzgebiet soll in der Regel das ge- 
samte Einzugsgebiet einer Trinkwassergewin- 
nungsanlage umfassen. Dabei ist sowohl das un- 
terirdische als auch das oberirdische Einzugsgebiet 
zu berücksichtigen. Der unterschiedlichen Aus- 
wirkung der Gefahrenherde nach Art, Ort, Dauer 
und Untergnindbeschaffenheit muss durch Glie- 
derung des Wasserschutzgebietes in Schutzzonen 
und durch angemessene Nutzungsbeschränkungen 
Rechnung getragen werden. Die Gefahr für das 
genutzte Grundwasser nimmt - außer bei flächen- 
haften Einträgen - allgemein mit zunehmendem 
Abstand des Gefahrenherdes von der Trinkwasser- 
gewinnungsanlage ab. Aufbauend auf dem flächen- 
deckenden Grundwasserschutz gliedert sich ein 
Wasserschutzgebiet in der Regel in die Schutzzonen 
In, 11 und I. 

(2) Die Zone I11 soll den Schutz vor weit reichenden 
Beeinträchtigungen, insbesondere vor nicht oder 
schwer abbaubaren chemischen oder radioaktiven 
Verunreinigungen, gewährleisten. 

(3) Die Zone I1 soll den Schutz vor Verunreinigungen 
durch pathogene Mikroorganismen (z. B. Viren, 
Bakterien, Parasiten und Wurmeier) sowie vor sons- 
tigen Beeinträchtigungen gewährleisten, die bei ge- 
ringer FlieDdauer und Strecke zur Tnnkwasserge- 
winnungsadage gefährlich sein können. 

(4) Die Zone I soll den Schutz der Gewinnungsanlagen 
und ihrer unmittelbaren Umgebung vor jeglichen 
Verunreinigungen und Beeinträchtigungen gewähr- 
leisten. In der Zone I sind alle Handlungen verboten, 
die nicht dem ordnungsgemäßen Betreiben, Warten 
oder Unterhalten des Wasserwerks, der Gewin- 
nungsanlagen und der Entnahmeeinrichtungen, 
der behördlichen Überwachung der Wasserversor- 
gung oder dem Ausüben der Gewässeraufsicht die- 
nen. 

Das Betreten der Zone I ist nur solchen Personen 
gestattet, die im Interesse der Wasserversorgung 
handeln oder mit behördlichen Uberwachungsauf- 
gaben betraut sind. 

Land- und forstwirtschaftliche Maßnahmen sowie 
gartenbauliche Nutzung sind verboten, soweit sie 
nicht dem Erhalten und Pflegen der zum Schutz der 
Gewässer notwendigen Grasnarbe und des Baum- 
bestandes dienen. Der Einsatz chemischer Mittel 
für Pflanzenschutz, Schädlings- oder Aufwuchs- 
bekämpfung sowie zur Wachstumsregelung und 
jegliche Düngung sind verboten. 

(5) Die einzelnen Genehmigungs- und Verbotstatbe- 
stände in den Zonen ILi und I1 gehen aus der dieser 
Verordnung beigefügten Anlage B hervor. 

Soweit die Regelungen sich auf das Errichten, Her- 
stellen oder wesentliche Ändern beziehen, gelten 
sie nicht für den rechtrnaigen Vollzug einer zum 
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Zeitpunkt des Ir-Kraft-Tretens dieser Verordnung 
vorliegenden bestandskräftigen Genehmigung oder 
sonstigen behördlichen Zulassung. 

Düngung im Wasserschutzgebiet 
(1) Ziel der Gewässer schonenden Düngung im Sinne 

dieser Verordnung ist es, die Gewässer im Interesse 
der öffentlichen Wasserversorgung vor nachteiligen 
Einwirkungen durch eine nicht im Rahmen der ord- 
nungsgemaen Landwirtschaft erfolgende Ausbrin- 
gung von Düngemitteln zu schützen. 

(2) Die Nährstoffträger dürfen nur zum Zwecke der 
Düngung nach den Grundsätzen der guten fach- 
lichen Praxis beim Düngen, d. h. unter Beachtung 
der Düngeverordnung und der Beratungsempfeh- 
lungen der Landwirtschaftskammer NRW aufge- 
bracht werden. 

(3) Die Düngebedarfsermittlung hat nach einem ak- 
tualisierten schriftlichen Düngeplan zu erfolgen. 
Die Ausbnngung der Düngemittel ist durch schlag- 
bezogene Aufzeichnungen zu dokumentieren. 
Die o. g. Düngepläne bzw. Aufzeichnungen sind 9 
Jahre aufmbewahren und auf Verlangen der Un- 
teren Wasserbehörde vorzulegen. 

(4) In begründeten Einzelfällen haben Betriebe > 3 habe- 
wirtschafteter Fläche auf Aufforderung der Unteren 
Wasserbehörde nach Maßgabe der Landwirtschafts- 
kammer NRW am Ende der Vegetationsperiode die 
Nährstoffversorgung des Bodens (z. B. Nmm-Unter- 
suchung) zu ermitteln. 

Das gleiche gilt für Betriebe < 3 ha  bewirtschafteter 
Fläche bei einem Missverhältnis zwischen Tierbe- 
stand und zu bewirtschaftender Fläche. 

Bodenproben nach Satz I und 2 sind einschließlich 
der Probeentnahme von einer fachlich geeigneten 
neutralen Stelle (z. B. LUFA) durchzuführen. Die 
Untersuchungsergebnisse sind der Unteren Was- 

- - 

serbehörde mit einer Erläuterung der jeweiligen 
Kreissteile der Landwirtschaftskammer NRW zum- 
leiten. 

Die Untere Wasserbehörde ist berechtigt, weitere 
Bodenproben von einer fachlich geeigneten neu- 
tralen Steile entnehmen zu lassen. 

§ 4 
Militärische Übungen und Liegenschaften 

Bei militärischen a u n g e n  und Liegenschaften sind die 
im Merkblatt W 106 des DVGW .Militärische Obungen 
und Liegenschaften der Streitkräfte in Wasserschutz- 
gebieten" in der jeweils gültigen Fassung festgelegten 
Erlaubnisse und Verbote zu beachten. 

§ 5 
Duldungspflichten 

1) Eigentümer und Nutzungsberechtigte von Grund- 
stücken im Wasserschutzgebiet sowie die Begüns- 
tigte haben die wasserbehördliche Überwachung 
des Wasserschutzgebietes, insbesondere hinsicht- 
lich der Befolgung der Vorschriften dieser Verord- 
nung und der nach ihr getroffenen Anordnungen, 
sowie die Beobachtung der Gewässer und des Bo- 
dens gem. 55 19 Abs. 2 Nr. 2, 21 WHG und 55 116, 
1 17 und 167 Abs. 2 LWG zu dulden. 

(2) Anlagen und sonstige Einrichtungen, die zum Zeit- 
punkt des In-Kraft-Tretens der Verordnung beste- 
hen und die nach Maßgabe des sonstigen öffent- 
lichen Rechts im Bestand und Betrieb geschützt 
sind, genieuen Bestandsschutz. Eigentümer und 
Nutzungsberechtigte sowie die Begünstigte haben 
jedoch zu dulden, dass solche Anlagen und Einrich- 
tungen an die Vorschriften der Verordnung ange- 
passt und erforderliche Sicherungsmaßnahmen ge- 
troffen werden (5 19 Abs. 2 Nr. 2 WHG). 

(3) Eigentümer und Nutzungsberechtigte von Grund- 
stücken im Wasserschutzgebiet und die Begünstig- 
te haben darüber hinaus 

1. das Errichten, Betreiben und Unterhalten von 
Einrichtungen zur Sicherung der Zone I gegen 
unbefugtes Betreten, 

2. das Aufstellen, Unterhalten oder Beseitigen von 
Hinweis-, Warn-, Gebots- und Verbotszeichen, 

3.  das Auffüllen von Mulden und Erdaufschlüssen 
sowie das Beseitigen von Ablagerungen, 

4. das Betreten der Grundstücke zur Beobachtung, 
Messung und Untersuchung der Gewässer und 
zur Entnahme von Bodenproben, 

5. die Anlage und den Betrieb von Grundwasserbe- 
obachtungsbrunnen und Messsteiien an  oberir- 
dischen Gemrässem und 

6. das Errichten und Unterhalten von Anlagen zur 
Sicherung gegen Überschwemmungen 

durch die zuständige Behörde bzw. die Begünstigte 
zu dulden. Der Betroffene ist vorab zu informieren. 

(4) Soweit MalSnahmen nach Abs. 1 - 3 widersprochen 
wird, ist die Untere Wasserbehörde berechtigt, die zu 
duldenden Maßnahmen gegenüber dem jeweiligen 
Eigentümer, Nutzungsberechtigten oder Begüns- 
tigten durch schriftlichen Bescheid anzuordnen. 
Die Begünstigte ist vorher zu hören; bei fachspezi- 
fischen Fragen sind ggf. auch andere Träger öffent- 
licher Belange (z. B. Landwirtschaftskammer NRW, 
Forstamt) zu hören. Soweit bergrechtliche Belange 
berührt sind, ergeht die Entscheidung irn Beneh- 
men mit der Bergbehörde. Die Begünstigte und 
die am Verfahren Beteiligten erhalten Abschriften 
nachrichtlich zur Kenntnis. 

Genehmigungen 
(1) Über die Genehmigung nach 5 2 Abs. 5 i. V. m. der 

Anlage B dieser Verordnung entscheidet die zustän- 
dige Untere Wasserbehörde. Dem Genehrnigungs- 
antrag sind in vierfacher Ausfertigung Unterlagen 
wie Beschreibungen, Pläne, Zeichnungen, Berech- 
nungen und sonstige Nachweise beizufügen, soweit 
sie zur Beurteilung des Antrages erforderlich sind. 

(2) Die Untere Wasserbehörde beteiligt die Begünstig- 
te. Sie kann vor ihrer Entscheidung bei fachspezi- 
fischen Fragen ggf. auch andere Träger öffentlicher 
Belange hören. 

(3) Die Genehmigung kann mit Bedingungen und Auf- 
lagen versehen und befristet werden. Sie kann zu- 
rückgenommen oder nachträglich mit zusätzlichen 
Anforderungen versehen oder weiteren Einschrän- 
kungen unterworfen werden, soweit es das Inter- 
esse der öffentlichen Wasserversorgung gebietet, 
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die Gewässer im Rahmen dieser Verordnung vor 
nachteiligen Einwirkungen zu schützen, die bei der 
Erteilung der Genehmigung nicht voraussehbar 
waren. Sie kann auch einmalig für eine bestimmte 
Zahl in der Zukunft liegender Handlungen gleicher 
Art erteilt werden. 

(4) Der Bescheid über den Genehmigungsantrag ist 
dem Antragsteller bekanntzugeben und allen am 
Venvaltungsverfahren Beteiligten zu übersenden. 

(5)  Die Genehmigung erlischt, wenn innerhalb von zwei 
Jahren nach Bestandskraft der Genehmigung mit 
der Ausführung des Vorhabens nicht begonnen 
oder die Ausführung ein Jahr unterbrochen worden 
ist. 

(6) Einer besonderen Genehmigung nach den Vor- 
schriften dieser Verordnung bedarf es nicht für 
Handlungen, die nach anderen Bestimmungen ei- 
ner Erlaubnis, Bewilligung, Genehmigung, berg- 
rechtlichen Betriebsplanzulassung oder sonstigen 
behördlichen Zulassung bedürfen, wenn diese von 
der Untercn oder Oberen Wasserbehörde oder mit 
deren Einvernehmen erteilt wird. 

9 7 
Befreiungen 

(1) Die Untere Wasserbehörde kann auf Antrag von den 
Verboten des 5 2 Abs. 4 und 5 i. V. m. der Anlage B 
dieser Verordnung eine Befreiung erteilen, wenn 
andere Rechtsvorschriften dem nicht entgegenste- 
hen und 

1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Abwei- 
chung erfordern oder 

2. das Verbot zu einer offenbar nicht beabsichtigten 
Härte führt und die Abweichung mit den Belan- 
gen des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere 
des Gewässerschutzes, im Sinne dieser Verord- 
nung vereinbar ist. 

Vor der Entscheidung ist die Begünstigte zu beteili- 
gen. 

(2) Der Begünstigten kann auf Antrag von der Unteren 
Wasserbehörde eine Befreiung von den Verboten 
dieser Verordnung erteilt werden, soweit dies zum 
Betrieb der Wassergewinnungs- und -versorbpngs- 
anlage erforderlich und mit den Belangen des Wohls 
der Allgemeinheit vereinbar ist. 

(3) Vor der Entscheidung über eine Befreiung nach 
Abs. 1 oder Abs. 2 ist von der Unteren Wasserbe- 
hörde irr hygierischer? und B- ~~su~dhei t l iche i ,  Fr2- 
gen eine ~ t ~ l l u n ~ n a h m e  der zuständigen Unteren 
Gesundheitsbehörde und bei landwirtschaftlichen 
Fragen der Landwirtschaftskammer NRW einzuho- 
len. 

(4) Im Obrigen gelten die Vorschriften des 5 6 Abs. 1 - 5 
entsprechend. 

5 8 

Entschädigungen und Ausgleichszahlungen 
(1) Stellt eine Anordnung nach dieser Verordnung eine 

Enteignung dar, befindet die Obere Wasserbehörde 
auf Antrag des Betroffenen über die Entschädigung 
gem. 55 19 Abs. 3, 20 WHG, 55 15 Abs. 2 ,  134 und 
135 LWG. 

(2) Setzt eine Anordnung nach dieser Verordnung er- 
höhte Anforderungen fest, die die ordnungsgemäße 
land- oder forstwirtschaftliche Nutzung eines Grund- 
stückes beschränken, so ist für die dadurch verur- 
sachten wirtschaftlichen Nachteile auf Antrag eines 
Beteiligten durch die Obere Wasserbehörde gern% 
8 19 Abc. 4 WHG, 8 15 Abs. 2 und 3 LWG ein ange- 
messener Ausgleich festzusetzen, soweit nicht eine 
Entschädigungspflicht nach Abs. 1 besteht. 

Der Antrag setzt voraus, dass die Beteiligten sich 
ernsthaft um eine gütliche Einigung vergeblich be- 
müht haben. 

1 9  
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig irn Sinne von 8 41 Abs. 1 Nr. 2 
WHG, 5 161 Abs. 1 Nr. 2 LWG handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig eine nach 5 2 Abs. 4 und 5 i. V. 
m. der Anlage B dieser Verordnung genehmigungs- 
pflichtige Handlung ohne die Genehmigung nach 
5 6 oder eine nach dieser Verordnung verbotene 
Handlung ohne eine Befreiung nach 5 7 vornimmt 
oder Auflagen eines entsprechenden Bescheides 
nicht einhält. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
von zurzeit bis zu 50 000,- Euro geahndet werden 
(5 161 Abs. 4LWG). 

5 10 
Andere Rechtsvorschriften 

Die in anderen Rechtsvorschriften vorgesehenen Ar- 
zeige-, Genehmigungs-, Duldungs- oder Zulassungs- 
pflichten, Beschränkungen oder Verbote bleiben unbe- 
rührt. 

5 11 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tage ih- 
rer Verkündung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Arnsberg in Kraft und gilt 40 Jahre (5 14 Abs. 4 LWG). 

Arnsberg, den 12. September 2007 

Az.: 54.01.04.01-978.651 

Bezirksregierung 

als Obere Wasserbehörde 

gez. Helmut Diegel 

Regierungspräsident 

Abl. Bez. Reg. Abg. 2007, S. 363 
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Anlage A 
- Begriffsbestimmungen - 

zur ordnungsbehördlichen Verordnung 
zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes für das 

Einzugsgebiet der Wassergewinnungsanlage 
F'röndenberg 

- Wasserschutzgebietwerordnung ,Fröndenbe@ - 
Im Sinne dieser Verordnung sind 

1. Wassemefahrdende Stoffe lS 19 Abs. 5 WHG 
i. V. m. 5 1 VAwS] 

Feste, flüssige oder gasförmige Stoffe, die sich irn Was- 
ser lösen, sich mit diesem vermischen, an seinen In- 
haltsstoffen haften oder seine Oberfläche bedecken 
und dadurch die physikalischen, chemischen oder bio- 
logischen Eigenschaften des Wassers nachteilig verän- 
dem können, insbesondere 

- Säuren, Laugen 

- Alkalimetalle, Siliciumlegierungen mit über 30 V. H. 
Silicium, metaiiorganische Verbindungen, Halogene, 
Säurehalogenide, Metallcarbonyle und Beizsalze 

- Mineral- und Teeröle sowie deren Produkte 

- flüssige und wasserlösliche Kohlenwasserstoffe, Al- 
kohole, Aldehyde, Ketone, Ester, halogen-, stickstoff- 
und schwefelhaltige organische Verbindungen 

- biologische und chemische Mittel für Pflanzenschutz, 
zur Schädlings- oder Aufwuchsbekämpfung sowie 
zur Wachstumsregelung (PBanzenschutzmittel) 

- Gifte. 

Zu diesen gehören auch die in der Allgemeinen Ver- 
waltungsvorschrift zum Wasserhaushaltsgesetz über 
die Einstufung wassergefährdender Stoffe in Wasser- 
gefährdungsklassen - Verwaltungsvorschrift wasserge- 
fährdende Stoffe (VwVwS) - des Bundesministeriurns 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit in der 
jeweils @ltigen Fassung aufgeführten wassergefähr- 
denden Stoffe. 

2. Anlarren zum Umeane mit wasser~efahrdenden 
Stoffen 

Selbstständige und ortsfeste oder ortsfest benutzte 
Funktionseinheiten. Betrieblich verbundene unselbst- 
ständige Funktionseinheiten bilden eine Anlage (5 2 
Abc. 1 Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe - 

VAwS) . 

Unterirdisch sind Behäiter und Rohrleitungen, die voll- 
ständig oder teilweise im Erdreich eingebettct sind. Alle 
enderer, EehSter und P,chr!efü~igen geite:: z!s ober;,-- -. 
disch (5 2 Abs. 2 VAwS). 

Die Regelungen in Bezug auf Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen schließen den Umgang 
und das Lagern mit ein. 

3. Wesentliches Ändern 
Jede hde rung  bzw. Erweiterung, die die Frage nach 
einer Besorgnis der Gewässergefährdung erneut auf- 
wirft. 
Darüber hinaus ist hierunter auch das Erweitern und 
die Nutzungsänderung von Gebäuden im Sinne der 
Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Bau0 
NRW) zu verstehen. 

4. Düngemittel 

Stoffe, die dazu bestimmt sind, unmittelbar oder mit- 
telbar Nutzpflanzen zugeführt zu werden, um ihr 

Wachstum zu fördern, ihren Ertrag zu erhöhen oder 
ihre Qualität zu verbessern; ausgenommen sind Stof- 
fe, die überwiegend dazu bestimmt sind, Pfianzen vor 
Schadorganismen und Krankheiten zu schützen oder, 
ohne zur Ernährung von Pflanzen bestimmt zu sein, 
die Lebensvorgänge von Manzen zu beeinflussen sowie 
Bodenhilfsstoffe, Kultursubstrate, Pfianzenhilfsmittel, 
Kohlendioxid, Torf und Wasser (vgl. 5 1 Nr. 3 ff. Dünge- 
mittelgesetz - DüngeMG). 

Tierische Ausscheidungen, Gülle, Jauche, Stallmist, 
Stroh sowie ähnliche Nebenerzeugnisse aus der land- 
wirtschaftlichen Produktion, auch weiterbehandelt, die 
dazu bestimmt sind, zu einem der in Nr. 4, 1. Teilsatz 
genannten Zwecke angewandt zu werden. 

4.2 Sekundärrohstoffdünger 

Abwasser, Fäkalien, Klärschlamm und ähnliche 
Stoffe aus Siedlungsabfallen und vergleichbare Stof- 
fe aus anderen Quellen, jeweils auch weiterbehan- 
delt und in Mischungen untereinander mit Stoffen 
nach !j 1 Nrn. 1 - 5 DüngeMG, die dazu bestimmt 
sind, zu einem der in Nr. 4, 1. Teilsatz genannten 
Zwecke angewandt zu werden. 

Bioabfälle 
Abfälle tierischer oder pflanzlicher Herkunft zur Ver- 
wertung, die durch Mikroorganismen, bodenbürtige 
Lebewesen oder Enzyme abgebaut werden können; 
hierzu gehören insbesondere die in Anhang 1 Nr. 1 
der Bioabfallverordnung (BioAbfV) genannten Abfäl- 
le; Bodenrnaterial ohne wesentliche Anteile an Bioab- 
fällen gehört nicht zu den Bioabfällen; PAanzenres- 
te, die auf forst- oder landwirtschaftlich genutzten 
Flächen anfallen und auf diesen Flächen verbleiben, 
sind keine Bioabfäüe (5 2 Abs. 1 BioAbfV). 

Landwirtschaftliche Kulturen mit hohem Düngemittel- 
undIoder Manzenschutzmitteleinsatz und dauernder 
Bearbeitung, die stets a n  gleicher Stelle angebaut wer- 
den. 

Tierhaltungen im Freien, bei denen das Futter nicht 
zum überwiegenden Teil durch unmittelbare Bodener- 
tragsnutzung gewonnen werden kann. 

7. Intensivbeweidung 

Die großflächige Zerstörung der Grasnarbe durch über- 
proportionale Beweidungsintensität. 

8. Pferche 

Eingezäunte Flächen, die zur mehrtägigen Unterbrin- 
,wng von Schafen dienen. 

9. Dauergriiniand 

Nicht in die Fruchtfolge einbezogene Flächen, auf de- 
nen ständig für einen Zeitraum von mindestens fünf 
Jahren Gras erzeugt wird. Es kann sich um eingesätes 
oder natürliches Grasland handeln. Zum Zwecke ei- 
ner Grünlandnutzung im Rahmen des Vertragsnatur- 
schutzes oder Vertragsgewässerschutzes eingebrachte 
Ackerfiächen fallen nicht unter diese Regelung. 

10. Kahlhieb 

Die Entnahme aller Bäume auf der Bestandsfläche. 
Eine Lichthauung, die den Bestockungsgrad auf weni- 
ger als 0,4 absenkt, ist dem Kahlhieb gleichgesetzt. 
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Anlage B 

zur ordnungsbehördlichen Verordnung 

zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes für das 

Einzugsgebiet der Wassergewinnungsanlage Frdndenberg 

- Wasserschutzgebietsverordnung ,,FröndenbergU - 
Inhaltsverzeichnis: 

I. Abfallwirtschaft 
2. Bodeneingriffe 
3. Gebäude, bauliche Anlagen und Nutzungen i. S. d. Bau0 NRW 
4. Baustelleneinrichtung 
5. Friedhöfe 
6. Fischwirtschaft 
7. Forstwirtschaft 
8. Weihnachtsbaumkulturen 
9. Landwirtschaft und Gartenbau 

10. Pflanzenschutzmittel 
11. Verkehrsanlagen 
12. Anlagen zum Güterumschlag, die nicht unter Nr. 13 geregelt sind 
13. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen i. S. d. 5 19 g WHG 
14. Anlagen zum Erzeugen, Bearbeiten, Verarbeiten oder Spalten von Kern brenn- 

stoffen, zum Aufarbeiten bestrahlter Kernbrennstoffe und zum Erzeugen ioni- 
sierender Strahlen sowie das Lagern und Zwischenlagern radioaktiver Stoffe 

Genehmigungspflichtige und verbotene Handlungen und Maßnahmen 

In der Schutzzone I sind gem. Q 2 Abs. 4 der Verordnung auch alle unter Nr. 1-14 aufgeführten Hand- 
lungen verboten. 
Zeichenerkläruna: 
V = Handlung oder Maßnahme ist verboten, Befreiung kann unter Auflagen und Bedingungen 

erteilt werden 
G = Handlung oder Maßnahme unterliegt der Genehrnigungspflicht durch die Wasserbehörde 
- = durch Schutzgebietsverordnung nicht geregelt 

Nr. Tatbestand und Handlung 111 I1 
1 Abfallwirtschaft 
1.1 Anlagen zur Beseitigung (Ablagern) von Abfällen 

ICepcnien) 
Errichten, wesentliches Ändern V V 

G: Anlagen zum Ablagern nicht 
nachteilig veränderter Locker- 
und Festgesteine 

1.2 Errichten und wesentliches Ändern von Anlaaen zur 
Beseitiauna (Laaern und Behandeln) und Verwertung 
von Abfällen 

1.2.1 - die überwachungsbedürftig oder besonders über- 
wachungsbedürftig gern. § 41 KrW-IAbfG i. V. m. 
dem untergeseizlichen Regeiwerk sind 

1.2.2 - die nicht überwachungsbedürfiig oder nicht besonders 
übewachungsbedürftig sind 
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Nr. 
2 
2.1 

2.1 .?  

2.1.2 
2.2 

Tatbestand und Handlung 

Bodeneingriffe 
Gewinnung von Bodenschätzen i. S. d. AbgrG NRW und 
Bergrechts 
oDerh~i!b vom Gmndirmer 

irn Grundwasser 
Grabungen und künstliche Erdaufschlüsse (z. B. wissen- 
schaftliche Grabungen, Ausschachtungen, Verlegung von 
Vercorgungsleitungen, Bohrungen, Schürfungen) 

111 

G 

V 
G 

ausqenornrnen: 
- Weidebrunnen 
- Ausschachtungen bei bauge- 

nehrnigungsfreien bzw. bauge- 
nehrnigten Vorhaben gemäß 
BauO NRW 

I I 

\! 

V 
G 

ausqenornrnen: 
Weidebrunnen 

1 

Unterhaltungsmaßnahmen, die aus Gründen der Verkehrssicherheit oder zur Abwendung einer drohenden Gefahr unabweisbar 
notwendig sind, sind der Unteren Wasserbehörde unverzüglich nachträglich anzuzeigen. 

2.3 Verwenden auswasch- oder auslaugbarer wasserge- 
fährdender Stoffe im Erd- und Tiefbau, soweit von die- 

G: 
Vewendung nach dem Stand der 

Sen eine Gefährdung für das Grundwasser ausgeht und 
die Gefahr des Austrags des Stoffes bestehen kann 
(2. B. Bauschutt, Müllverbrennungsrückstände, Schlacken; 
teer- und phenolhaltige Stoffe) 

liche Anlagen und Nuhungen 
i. S. d. BauO NRW 

V 

3.1 

3.2 

3.2.1 

3.2.2 

3.2.3 

3.3 

3.4 

3.4.1 

3.4.2 
3.5 

3.5.1 

3.5.2 

~ 

Technik mit Materialien, die den ge- 
setzlichen und ministeriellen Anfor- 
derungen für eine Verwendung ent- 
sprechen 

Motorsportanlagen und Motorsport 

Errichten, wesentliches Ändern von Motorspwianlagen so- 
wie Durchführen von Motorsportveranstaltungen außerhalb 
von Motorsportanlagen 

CampingplätzeReltlager 

Errichten, wesentliches Ändern von Campingplätzen 

Einrichten und Betreiben von Zeitlagem ohne sanitäre 
Einriihtungen 

Errichten und Betreiben von Zeltlagern mit sanitären 
Einriihtungen 
Markte, Volksfeste oder ähnliche Veranstaltungen 

außerhalb dafür zugelassener baulicher Anlagen 
Schießstätten außerhalbvon Gebäuden 

Errichten 

wesentliches Ändern 
Windkraftanlagen 

Errichten 

. wesentliches ändern 

G V 

V 

G 

V 

G 

V 

G 

G 

G 

V 

V 

V 

G 

G 

V 

V 

V 

G 
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Nr. 
3.6 

3.6.1 

3.6.2 

4 

5 

6 

7 
7.1 

7.1.1 

7.1.2 

7.2 

7.3 

8 

8.1 

8.2 

111 

G 
ausqenommen: 
baugenehmigungsfreie Vorhaben 
sowie Vorhaben im beplanten 
Bereich gemäß 5 30 BauGB 

G 
ausqenornmen: 
baugenehmigungsireie Vorhaben 
sowie Vorhaben im beplanten 
Bereich gemäß $30 BauGB 

V 

V 

V 
G: forshvirtschaftliihe Kompen- 

sationskalkung zur Eindäm- 
mung von Waldschäden 

G 

G 

G 

Tatbestand und Handlung 
Gebäude und sonstige bauliche Anlagen, 
die nicht gesondert in den Anlagen A und B dieser Verord- 
nung geregelt sind 

Errichten 

Wiederherstellen, wesentliches Ändern 

Baustelleneinrichtunq 
soweit Aufenthattsunterkünfte, sanitäre Einrichtungen und 
Baustofflager geschaffen oder Maschinen gewartet werden 

Friedhöfe (ausgenommen Urnenbestattungen) 
Neuanlegen, wesentliches Erweitern 

Fischwirtschaft 

Fischhaltung mit Zufüiterilng, Netzfischhaltung 
Frstwirtschaft 
Wald 

Kahlhieb oder eine diesem in der Wirkung gleichkommende 
Lichthauung 

Umwandlung von Wald in andere Nutzungsarten 

Nährstofiträwr 
Aufbringen 

Ptianzenschutzrnittel 
Verwenden von in Wasserschutzgebieten zugelassenen 
Pflanzenschutzmitteln aus der Luit 

Weihnachtsbaumkulturen 

Anlegen und Erweitern 

Entnahme von Ballen 

I I 

V 
G: 
- privilegierte Bauvorha- 

ben gern. § 35 Abs. 1 
BauGB für in der Schutz- 
zone l l bestehende 
Betriebe 

- Baulückenschließung in- 
nerhalb im Zusammen- 
hang bebauter Ortsteile, 
wenn das Abwasser 
(ausgenommen Nieder- 
schlagswasser) aus der 
Schutzone II heraus- 
geleitet wird 

V 
G: soweit keine Erhöhung 

des Gefährdungspo- 
tenzials zu besorgen ist 

V 

V 

V 

G: über 0,3 ha 

V 

V 
G: forsnriirtschaftliche 

Kompensationskalkung 
zur Eindämmung von 
Waldschäden 

G 

G 

V 
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Nr. I Tatbestand und Handlung 111 

G 

G 

G 

V 
ausgenommen: 
Ballensilage in Schutzfolie oder ver- 
gleichbare Silierverfahren mit min- 
destens 30 %Trockengehalt, von 
denen keine Umweltgefährdung 
ausgeht 

G 

G 

V 
ausgenommen: 
- Ballensilage in Schutzfolie oder 

vergleichbare Silierveriahren mit 
mindestens 30 %Trockengehalt, 
von denen keine Umweltgefähr- 
dung ausgeht 

- wenn anfallende Sickersäfte 
schadlos zufgefangen, veweeet 
oder ordnungsgemäß beseitigt 
werden und der Standort jährlich 
gewechselt und nach der Räu- 
mung gezielt begrünt wird 

V 

V 

9 
II 

V 

V 

G 

V 

V 
G: soweit keine Erhöhung 

des Gefährdungspo- 
tenzials zu besorgen 
ist 

V 
ausgenommen: 
Ballensilage in Schutzfolie 
oder vergleichbare Silier- 
verfahren mit mindestens 
30 %Trockengehalt, von 
denen keine Umweltge- 
fährdung ausgeht 

V 

V 
G: soweit keine Erhöhung 

des Gefährdungspo- 
tenzials zu besorgen 
ist 

V 
ausaenommen: 
Ballensilage in Schutzfolie 
oder vergleichbare Silier- 
verfahren mit mindestens 
30 %Trockengehalt, von 
denen keine Umwekge- 
fährdung ausgeht 

V 

V 

Landwirtschaft und Gartenbau 

9.1 Dauergrünland 
Umwandlung in eine andere landwirtschaftliche oder 
gartenbauliche Nutzung 

9.2 

9.2.1 

9.2.2 

Gartenbaubetriebe 

Neuanlegen, wesentliches Ändern 

Umwidmung landwirtschaftlicher Beiriebe 
9.3 

9.3.1 

9.3.2 

9.4 

9.4.1 

9.4.2 

9.4.2.1 

9.4.2.2 

9.5 

9.6 

9.7 

Anlagen zum Lagern und Abfüllen von Jauche, Gülle 
und Silagesickersäften i. C. d. § 19 g Abs. 2 WHG (JGS- 
Anlagen) sowie ortsfeste Anlagen zum Lagern von 
Festrnist 

Errichten 

wesentliches ändern 

SilagenlSilagemieten 

Silagelagerung außerhalb fester Anlagen 

Fahrsilos 

Errichten 

wesentliches Ändern 

Zwischenlagern von Silagen und Festrnist irn Freien 

lntensivkulturen 

Neuanlegen, Erweitern 

lntens'btierhaltung 

Errichten, wesentliches Ändern 
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II 
V 

V 

V 
ausaenommen: 
Gartenkompost irn häus- 
lichen Bereich 

V 

V 
ausqenommen: 
Düngung nach $ 3 

V 

V 
G: Wirtschaftswege 

G 

V 
G: bis zu 10 Kfz 

V 
G: Maßnahmen, die den 

Gewässerschutz ver- 
bessern 

V 

V 

V 
ausqenommen: 
Anlagen < 1000 1 

111 
V 

ausaenornrnen: 
Wenn ein Beweidungsabstand von 
mindestens 5 rn zum Gewässer 
eingehalten wird. 

V 
ausaenommen: 
Gartenkomposi im häuslichen 
Bereich 

G: Bioabfälle pflanzlicher Herkunff, 
soweit es sich um kompostier- 
bare Abfälle (EAK: 20 02 01) 
handelt sowie Biokomposte mit 
dem Roitungsgrad 4 und höher 

V 
ausqenommen: 
Düngung nach $ 3  

V 
ausaenommen: 
Dilngung nach $ 3  

V 

Nr. 
9.8 

9.9 

9.1 0 

9-11 

9.1 2 

10 

11 

Tatbestand und Handlung 
lntensivbeweidung 

Pferche 
Errichten 

Aufbringen von Sekundärrohstoffdünger 

Aufbringen von Gülle, Jauche, Silagesickersafl und 
Festmist 

Aufbringen von Mineraldünger 

Verwenden von in Wasserschutzgebieten zugelassenen 
Pflanzenschutzmitteln aus der Luft (soweit nicht 
unter 7.3 geregelt) 

Verkehrsanlaaen 
I 11.1 

11.2 

11.3 
11.3.1 

11.3.2 

21.4 

12 

13 

I 

Bau neuer Straßen, Wege und Bahnanlagen 

wesentliches Ändern bestehender Straßen, Wege und 
Bahnanlagen 

Rastanlagen, Parkplätze und Stellplätze 
Errichten 

wesentliches Ändern 

Start- und Landebzhnen 
Errichten und wesentliches Ändern 

Anlagen zum Güterumschlaq, die nicht unter 
Ziffer 13 qereqelt sind 
Errichten, wesentliches Ändern 

Umgang mit wasserqefährdenden Stoffen i. S. 
d . 6 1 9 ~  WHG 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

Errichten, wesentliches Ändern 

G 

G 

G: fijr mehr als 10 Kfz 

G 

V 

G 

G 
ausaenommen: 
- Anlagen zum Lagern von Heizöl 
sowie Dieselkraftstoff, wenn der 
Raumiiihalt bei ausschließlich 
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16 
Sonstiges 

719. Bekanntmachung 
gern. § 20 Abc. 2 des Bundesberggesetzes 

über den Antrag auf Aufhebung 
des Bergwerkseigentums an 

dem Steinkohlenbergwerk ,,Eulaliau 
Bezirksregierung Arnsberg Dortmund, 20. 9. 2007 
Abteilung Bergbau 
und Energie in NRW 
87.02.2.4-3083-1-2 

Herr Rechtsanwalt Crämer (Rechtsanwälte Gerber, Ha- 
benstein und Crämer, GoethestraGe 4 a in 58313 Her- 
decke) hat in seiner Eigenschaft als vom Amtsgericht 
Wetter bestellter AbwicMer der Gewerkschaft alten 
Rechts Eulalia in Wetter einen Antrag auf Aufhebung 
des Bergwerkseigentums an dem Steinkohlenbergwerk 
,Eulalia" gestellt. 

l 

Das Bergwerk ,Eulalia" liegt in den Städten Wetter und 
Herdecke, irn Emepe-Ruhr-Kreis und im Regierungs- 
bezirk Arnsberg. Es ist eingetragen im Berggrundbuch 
von Wetter Band TI Blatt 4271442. 

Nr. 

13.2 

14 

Mit der Aufhebung erlischt das Bergwerkseigentum. 

111 
oberirdischer1 Lagerbehältern 
100 000 1 und bei unterirdischen 
Lagerbehältem 40 000 1 nicht uber- 
steigt und die erforderlichen 
Sicherheitsmaßnahmen für Bau, 
Transport, Füllung, Leerung und 
Bebieb getrofen und eingehalten 
werden 

-Anlagen < 1000 1 
-Anlagen > 1000 1, wenn die Anla- 
ge vor Inbetriebnahme von einem 
nach 5 11 VAwS zugelassenen 
Sachverständigen auf ihren ord- 
nungsgemäßen Zustand 
($ 12 VAwS) überprüff wird 

V 
ausuenommen: 
das Lagern und Vetwenden radioak- 
tiver Stoffe irn medizinischen Be- 
reich sowie im Bereich der Prüf-, 
Regel- und Messtechnik 

Tatbestand und Handlung 

Transport wassergefährdender Stoffe 

Anlagen zum Erzeugen, Bearbeiten, Verar- 
beiten oder Spalten von Kernbrennstoffen, 
zum Aufarbeiten bestrahlter Kernbrennstoffe 
und zum Erzeugen ionisierender Strahlen so- 
wie das Laqern und Zwischenlagern radio- 
aktiver Stoffe 

Errichten, wesentliches Ändern 

Zugleich gehen auch aile am Bergwerkseigentum be- 
stehenden ciingiichen Rechte unter. Jeder dingiich 
Berechtigte hat deshalb g e m z  5 20 Abs. 3 Bundes- 
berggesetz 13. 8. 1980 (BGBI. I S. 1310), zuletzt geäm 
dert durch Artikel 11 des Gesetzes zur Beschleunigung 
von Planungsverfahren für Infrastnikturvorhaben 
vom 9. 12. 2006 (BGBI. I S. 283312852), das Recht, 
die Zwangsversteigerung zu beantragen. Der Antrag ist 
innerhalb von drei Monaten vom Tag der Bekanntma- 
chung dieser Veröffentlichung ab  bei dem Amtsgericht 
Wetter als dem zuständigen Gericht zu stellen. 

II 

V 
ausuenommen: 
- Liefer- und Abhoberkehr 

für Anwohner des Was- 
serschutzgebietes 

- Durchtransporl im Rah- 
men der land- und forst- 
wirtschaftlichen Nutzung 

- Durchimnsporl auf 
klassifizierten Bundes- 
und Landessimßen 

V 

Sollte ein Antrag auf Zwangsversteigerung nicht ge- 
stellt werden oder das Zwangsversteigerungsverfahren 
nicht zur Erteilung des Zuschlags führen, wird das 
Bergwerkseigentum aufgehoben. 

Irn Auftrag: 

gez. Frische 

(1 58) Abl. Bez. Reg. Abg. 2007, S. 373 
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Digitale Daten des Landes Nordrhein -Westfalen 

TK 4512 Legende 

Gewinnungsanlage 
Schutzzone 
1 - 111 

Gemeinde 

Wasserschutzgebiet 
Frönden berg 

Maßstab I : 25.000 

Diese Übersichtskarte ist 
Bestandteil der Wasserschutzgebietsverordnung 
vom 12.09.2007 - Az.: 54.01.04.01-978.651 -. 

Bezirksregierung Arnsberg 
- Obere Wasserbehörde - 

ge2. Helmut Diegel 

Regierungspräsident 


